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Überlegungen zu einer Theorie der Folge¬
abschätzung marktlicher Schulstrukturreformen
i
Öffentliche Schulen sollten »professionell gemanagt werden wie Unternehmen«.1
Der Ruf nach Einführung der marktlichen Bedingung2 für das Schulwesen ist inzwi¬
schen so verbreitet, dass mir Ingrid Lohmann meinte »zurufen« zu sollen: »Für die
anarchistische Theorie der Schule ist es zu spät, denn der Staat zieht sich bereits aus
den Schulen zurück.«3 Die Realität allerdings sieht anders aus: Selbst Autoren, die
wie Lohmann den »Rückzug« des Staates aus dem Schulwesen bekämpfen, legen
Zahlen vor, die das Gegenteil belegen.4 Was es mit dieser Merkwürdigkeit auf sich
hat, zeigt exemplarisch die Einlassung des saarländischen Ministerpräsidenten Peter
Müller (CDU), der »weniger Staat« und »bewährte betriebswirtschaftliche Metho¬
den« im Schulwesen fordert und dann feststellt, dem »Abbau bürokratischer Bevor¬
mundung« und dem »Verzicht auf staatliche Feinsteuerung« werde »im schulischen
Bereich am besten durch das gegliederte Schulsystem entsprochen«.5 Diese Aussage
kann schwerlich emst genommen werden, denn das »gegliederte Schulsystem« ist ja
bekanntlich nicht im Marktprozess entstanden, sondern durch »staatliche Feinsteue¬
rung«. Im Folgenden will ich zeigen, dass sowohl Befürworter als auch Gegner der
Einführung der Marktbedingung für das Schulwesen kein geeignetes Verständnis des
Prozesses haben.
Es geht in dieser Diskussion nämlich um ein neues Modell der staatlichen Steue¬
rung des Schulwesens. Als dieses neue Steuerungsmodell werden die angeblich
effizienten »Managementmethoden« der »Betriebswirtschaft« herbeizitiert. Sie sol¬
len in die bestehenden staatlichen Schulen eingeführt werden, um diese leistungs¬
fähiger zu machen. Dabei setzt man stillschweigend voraus, dass es tatsächlich die
lehrbuchhaft vorliegenden »Managementmethoden« seien, die ein Unternehmen
erfolgreich machten. Dagegen steht folgende Beobachtung: Die Methoden, um
Unternehmen zu managen, werden im betrieblichen Alltag häufig missachtet,
fuhren in ihm zu vielfältigen Widersprüchen und enden nicht selten im Chaos,
sodass sich fragt, wie es überhaupt gelingen kann, gleichwohl halbwegs brauchbare
Resultate zu erzielen.
Auch in Unternehmen gibt es Fehlentscheidungen. Keine bekannte Management¬
methode schützt vor solchen, denn andernfalls würden Unternehmen nie in Schwie¬
rigkeiten geraten. Wie schaffen es die meisten Unternehmen, ihren jeweiligen Feh¬
lentscheidungen gegenzusteuern? Nur Gegensteuerung ermöglicht, letztendlich doch
noch erfolgreich zu sein, sodass die Ergebnisse des Marktprozesses aufs Ganze gese-
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hen effizienter sind als alle Versuche mit der Staatswirtschaft. Die Managementme¬
thoden fuhren nicht losgelöst vom Marktprozess zur Effizienz.6
Effizienz ist also nicht Kennzeichen von Unternehmen an sich, sondern sie wird
erst durch den Marktprozess hergestellt: Die Entscheidungsträger in den Unterneh¬
men müssen dann gegensteuern, wenn der Profit gefährdet ist. In den betriebswirt¬
schaftlichen Lehrbüchern wird die formelle Art beschrieben, wie bei drohenden Ver¬
lusten das Management sein Unternehmen umstrukturiert, die Mitarbeiter und
Führungskräfte weiterbildet und trainiert, die Herstellung effizienter macht, die Pro¬
dukte überarbeitet oder das Marketing verbessert. Sehr viel weniger reflektiert ist in
der Betriebswirtschaft die zweite, die informelle Form des Gegensteuerns. Denn es
können die Umstrukturierungen selbst sein, die die einschneidendsten Probleme ver¬
ursachen. Wie in jeder Kommandowirtschaft sind auch in großen Firmen etliche Ent¬
scheidungen des Managements unrealistisch, widersinnig oder kontraproduktiv, oder
sie basieren auf Daten, die auf ihrem Weg durch die Hierarchie nach oben verzerrt
worden sind. In diesem Falle greift die informelle Form der Gegensteuerung, bei der
Mitarbeiter und Zwischenvorgesetzte unsinnige Regelungen und Anordnungen unter¬
laufen. Ohne die informelle Form der Gegensteuerung- also ohne Regelverletzungen
- könnte wohl kaum ein Unternehmen bestehen, denn die betriebswirtschaftlichen
Managementmethoden verhalten sich zur zum Alltag in den Betrieben wie die Didak¬
tiken zur Schulwirkhchkeit.
Beide Formen der Gegensteuerung, die formelle wie die informelle, sehen sich
Widerständen und Risiken bei ihrer Durchsetzung gegenüber: Formelle Gegen¬
steuerungen wie etwa Restrukturierungen des Unternehmens greifen in eingespielte
Abläufe ein und stellen angestammte Besitztümer von Führungskräften und Mitar¬
beitern in Frage. Informelle Gegensteuerungen bergen die Gefahr in sich, dass Mit¬
arbeiter, die die vorgeschriebenen Abläufe missachten, dafür sanktioniert werden
besonders dann, wenn die Regelverletzung nicht den gewünschten Erfolg hatte. Im
Unternehmen werden die Widerstände überwunden und die Risiken in Kaufgenom¬
men, weil ein untätiges Verharren zum Bankrott fuhren müsste und damit den Ver¬
lust des Arbeitsplatzes auch für den nach sich ziehen würde, der sehenden Auges
ein entscheidendes Problem nicht anpackt. Gleichwohl berichten Mitarbeiter oft,
dass es zu vielen Fehlentwicklungen in ihrem Unternehmen kommt und dass not¬
wendige Veränderungen langsam vor sich gehen, sei es in formeller, sei es in infor¬
meller Hinsicht.
Die Bedingung des Marktes ist derart in zweierlei Hinsicht entscheidend für die
Existenz des effizienten Unternehmens: Der fehlende Erfolg zwingt zur Gegensteue¬
rung und der drohende Arbeitsplatzverlust verleiht den Mut, die auftretenden Wider¬
stände gegen Veränderungen zu beseitigen und Risiken bei ihrer Durchsetzung einzu¬
gchen. Was geschieht jedoch, wenn eine Organisation durch Managementmethoden
restrukturiert wird, ohne dass sie der Marktbedingung unterliegt?
Es ist nicht schwer, sich auszumalen, dass eine solche Restrukturierung zunächst
ungleich hartnäckigeren Widerstand hervorruft: Da eine Fortschreibung des Miss¬
standes, der mit der Restrukturierung beseitigt werden solle, keinen Bankrott und
damit keinen Arbeitsplatzverlust mit sich bringt, finden die Versuche, den Besitzstand
zu wahren, kaum eine Grenze. Ist eine Restrukturierung jedoch gleichwohl vollzogen
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worden, gibt es in der nicht der Marktbedingung unterliegenden Organisation viel
weniger Anreiz, mit informeller Gegensteuerung eventuell unsinnigen Auswirkungen
zu begegnen Denn eine solche informelle Gegensteuerung ist nicht nur mit
Anstren¬
gungen verbunden, sondern auch mit der Gefahr von Disziphnierung Arbeitsplatz¬
verlust droht einem Beamten oder einem Angestellten des staatlichen Sektors prak¬
tisch nur, wenn er gegen Vorschriften verstoßt. Bürokratische Aufwendungen, die im
Gefolge von ISO-Zertifizierung und Total Quality Management die Produktion zu
hemmen drohten, sind durch informelle Gegensteuerungen, also gezielte Regelverlet¬
zungen, in den Unternehmen neutralisiert worden
Im Kontext einer Organisation, die
ihren Erfolg nicht im Marktprozess bewähren muss, kann eine derartige Restrukturie¬
rung den Betneb völlig lahmen
Es ist demnach zu vermuten, dass eme Einführung von Managementmethoden in
der Schule die versprochenen positiven Wirkungen nicht zeitigen kann, wenn für die
Schule nicht-marktliche Bedingungen gelten
II
Warum unterzieht sich eine Organisation überhaupt einer Restrukturierung9 Für
Unternehmen ist der Grund bereits genannt Es unterzieht sich ihr, weil es dem fehl¬
baren Urteil der Handelnden nach auf diese Weise besser im Marktprozess bestehen
kann Bestand im Marktprozess setzt voraus, dass das Unternehmen Produkte für
seine Kunden zur Verfugung stellt, die die Kunden in der Relation von Preis zu Lei¬
stung überzeugen Außerdem muss das Unternehmen diese Produkte so effizient her¬
stellen, dass bei dem Preis, den die Kunden zu zahlen bereit sind,8 noch Profit übrig
bleibt
Bei einer durch Steuern finanzierten Organisation9 wie der öffentlichen Schule
vermittelt sich der Druck der Veränderung auf andere Weise Es sind vor allem Legi-
timationsprobleme, die von außen zur Veränderung drangen Das neueste Legitima-
tionsproblem hat sich für die öffentliche Schule aus der Diskussion um das schlechte
Abschneiden Deutschlands in der PISA-Studie ergeben. Ein weiterer, heute immer
wichtiger werdender Grund für den Ruf nach Veränderung im öffentlichen Schulwe¬
sen sind die leeren Staatskassen. Während sich also Veränderungsbedarf im Unter¬
nehmen aus der Beziehung zwischen Produkt, Kunde und Herstellung ergibt, verhalt
es sich bei der steuerfinanzierten Organisation anders. Nicht die Nutzer
- im Falle
der Schule sind das Kinder, Jugendliche und Eltern - definieren das Produkt, sondern
die politische Öffentlichkeit Ebenso bezahlen die Nutzer das Produkt nicht direkt,
sondem die Steuerzahler insgesamt Unter marktlichem Gesichtspunkt sind nicht
Kinder, Jugendliche und Eltern die Kunden der Schule, sondern die finanziellen
Instanzen, von denen die Schule erhalten wird, sowie die politischen Instanzen, die
der Schule die Strukturen geben und die Inhalte vorschreiben
Ein Unternehmen gerat im Marktprozess durch die Summe der Einzelentscheidun-
gen der Kunden in Schwierigkeiten Eine steuerfinanzierte Organisation gerat dage¬
gen durch politische Entscheidungen der sie konstituierenden Instanzen in Schwierig¬
keiten
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Es ist wichtig, diesen Unterschied deutlich herauszuarbeiten, weil ein wesentliches
Kennzeichen der Diskussion um die Schule die Widersprüchlichkeit der Forderungen
ist, die an sie gestellt werden. Die Schule soll Begabte fordern und ebenso Chancen¬
gleichheit garantieren, sie soll Leistungsbereitschaft hervorrufen und ebenso das
Eigenrecht der Kindheit beachten, sie soll für den Konkurrenzkampf fit machen und
ebenso soziales Lernen ermöglichen, sie soll die Allgemeinbildung stärken und eben¬
so auf die spezialisierten Bedürfnisse der Informationsgesellschaft eingehen, sie soll
die gemeinsamen Werte der Gesellschaft vermitteln, ohne dabei jedoch irgend eine
relevante soziale Gruppe zu verärgern, und ebenso zur Kritikbereitschaft erziehen, sie
soll in Übereinstimmung mit den Eltern handeln und ebenso die Fehler der häusli¬
chen Sozialisation korrigieren - um nur einige der offensichtlichsten Widersprüche
aufzuzählen. Und natürlich soll sie mehr erreichen, jedoch weniger kosten.
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Ein Unternehmen reagiert auf widersprüchliche Anforderungen der Kunden mit
einer Differenzierung des Angebotes. Oft kann jedoch ein Unternehmen nicht einmal
durch verschiedene Produkte alle sich widersprechenden Kundenanforderungen
erfüllen, sondern es bedarf mehrerer Unternehmen mit eigenen Profilen nebeneinan¬
der. Es stellt für die Kunden des einen Angebotes kein Problem dar, wenn es auch
noch andere Angebote gibt, weil sie jeweils nur das Produkt bezahlen, das sie selbst
nutzen möchten. Wer einen VW Golf kauft, hat nicht das Bedürfnis, auf das Aussehen
oder die Motorleistung des Ford Focus Einfluss zu nehmen. Dies ist bei der Schule
bzw. allen steuerfinanzierten Organisationen anders: Da alle die Leistung durch die
Steuern schon bezahlt haben, können sie berechtigter Weise erwarten, dass auch ihr
Bedürfnis angemessen berücksichtigt wird. Daraus ergeben sich Legitimationsproble¬
me und Widersprüchlichkeiten, die typisch für so genannte öffentliche Güter sind.
Andererseits lassen sich die Kunden öffentlicher Güter eine sehr weitgehende
Widersprüchlichkeit in den zur Verfügung gestellten Produkten gefallen. Dies hängt
mit der Abkoppelung von Bezahlung und Inanspruchnahme der Leistung zusammen.
Wenn der Staat jedem Bürger, der einen Führerschein besitzt, einen aus Steuermitteln
bezahlten VW Golf zur Verfügung stellen würde,10 würden wahrscheinlich auch fast
alle heutigen Käufer des Ford Focus dieses Angebot annehmen, anstatt sich ein Auto zu
kaufen, das sie bezahlen mussten. In Wahrheit würden sie ja dann zwei Autos bezahlen,
nämlich indirekt mit ihren Steuern den VW Golf und direkt ihr Wunschauto. Im
Gegenzug würden jedoch, demokratische Strukturen vorausgesetzt, alle Steuerzahler
den Anspruch erheben, über das eine, vom Staat angebotene Auto mit zu bestimmen.
Das Produkt, das ein Unternehmen im Marktprozess anbietet, kann keine Kennzei¬
chen enthalten, die die potenziellen Kunden nicht hinnehmen wollen. Das scheint ein
solcher Allgemeinplatz zu sein, dass es banal klingt, ihn auszusprechen. Doch im
Vergleich zum Angebot öffentlicher Güter ist es entscheidend, sich an diesen schein¬
baren Allgemeinplatz zu erinnern. Denn bestimmte Anforderungen an die Schule sol¬
len geradezu gegen den Willen einzelner Betroffener durchgesetzt werden. Das ein¬
deutige Beispiel ist die allgemeine Schulpflicht." Ein anderes Beispiel sind etwa
Integrationsprogramme, die den Widerstand von Eltern hervorrufen. Ein besonders
wichtiges Beispiel stellt die Selektionsfunktion der Schule dar, weil sich wohl nie¬
mand freiwillig aussortieren lassen wollte.
Wenn es um die Frage geht, welche Ziele die Einführung marktlicher Strukturen in
das Schulwesen erreichen kann, muss also die Form dieser Ziele genau betrachtet
werden. Ziele, die in sich widersprüchlich sind, können ebensowenig im Marktpro¬
zess umgesetzt werden wie Ziele, die keine Zustimmung der Betroffenen haben. Aber
genau diese beiden Zielformen, die widersprüchliche und die nicht zustimmungsfähi-
ge Form, herrschen in der Diskussion um das öffentliche Schulwesen vor. Das ist der
Grund, warum zwar mit betriebswirtschaftlichen Elementen die Effizienz der Schule
gesteigert werden soll, ohne jedoch die marktliche Bedingung für sie herzustellen.
Allerdings ist »Effizienz« keine unabhängige Größe. Sie kann nur im Zusammen¬
hang mit der Zieldefinition ermittelt werden.
Diese These will ich jetzt genauer in der Hinsicht untersuchen, welche positiven Wirkun¬
gen von der Einführung marktlicher Elemente13 im Schulwesen überhaupt erwartet werden
und welche realistischer Weise unter welchen Bedingungen erwartet werden dürfen.
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Engen wir zunächst die Frage der Effizienz auf das Ziel ein, die leeren Haushaltskas¬
sen zu entlasten. Eine Entlastung der Haushaltskassen könnte auf zweierlei Weise
geschehen, nämlich Senkung (1.) der Inanspruchnahme und (2.) der Kosten der
Leistung. Als erstes untersuche ich die Möglichkeit der Senkung der Inanspruchnah¬
me, oder bildungsökonomisch ausgedrückt: Senkung der Bildungsbeteiligung.
Eine Senkung der Bildungsbeteiligung wird selten offen gefordert, denn in einer
hohen Bildungsbeteihgung sehen die meisten Politiker, Erziehungs- und Wirtschaftswis¬
senschaftler einen Garanten für ökonomischen Wohlstand und sozialen Frieden. Indirekt
jedoch zielen die Versuche, den Übergang zum Gymnasium wieder selektiver zu gestal¬
ten, auf eine fiskalisch motivierte Senkung der Bildungsbeteiligung. Noch versteckter ist
diese Forderung, wenn sie die Form annimmt, die Abschlüsse von Real- und Hauptschu¬
len mussten »wieder an Attraktivität gewinnen«.14 Eine Auseinandersetzung darüber, wie
verbreitet ein Gut sein soll, kann es nur geben, sofern dies öffentlich ist, also steuerfinan¬
ziert wird. Die durch Steuerfinanzierung erzielte Trennung der Bezahlung eines Gutes
von seiner Inanspruchnahme, die ich Scheinkostenlosigkeit nenne,15 führt zu einer Nach¬
frage, als ob das betreffende Gut unbegrenzt vorhanden sei.16 Die Inanspruchnahme von
Schule ist nicht ganz kostenlos, da von den Eltern die Unterhaltskosten getragen werden
müssen. Darum sind in den 1960er und 1970er Jahren Verfechter einer vollkommenen
Bildungsgleichheit stets dafür eingetreten, zusätzlich zur Schulgeldfreiheit Eltern auch
unmittelbar finanziell zu unterstützen. Die Schulgeldfreiheit stellt dennoch eine bedeu¬
tende Senkung der unmittelbar von den Eltern zu tragenden Kosten für das Zur-Schule-
Gehen der Kinder dar. Die Versuche, öffentliche Haushalte durch die Senkung der Bil¬
dungsbeteihgung zu entlasten, sind stets mit einem Verteilungskampf verbunden, solange
die Bedingung der Scheinkostenlosigkeit herrscht.
Allerdings wäre es falsch, aus diesem Gedanken zu schlussfolgern, dass eine markt¬
liche Finanzierung der Schule zu einer Senkung der Bildungsaufwendungen der Bevöl¬
kerung fuhren müsse. Beides ist möglich. Wenn der Staat den Eltern beispielsweise 400
Euro monatlich für die Finanzierung des Schulwesens über die Steuern abnimmt, diese
aber nur 300 Euro für die Bildung ihrer Kinder ausgeben wollten, würden deren Bil¬
dungsausgaben nach Einführung der Marktbedingung in der Tat sinken. Ganz anders
sieht die Sache aus, wenn Eltern bereit wären, 500 Euro monatlich aufzuwenden. Die
private Finanzierung des von ihnen gewünschten Bildungsweges würde 400 (Steuern)
plus 500 (Privatschulgeld) gleich 900 Euro Gesamtaufwendungen ergeben. Das über¬
steigt ihren Ausgabewillen. Also nehmen sie die 400-Euro-Schule des Staates in Kauf
und geben 100 Euro weniger aus. Dies ist keine bloße Annahme, z.B. sank im 19. Jahr¬
hundert in England der Anteil am Bruttosozialprodukt, der für die Elementarschule
ausgegeben wurde, nach der Einführung der Schulgeldfreiheit.17
Mittels des Marktprozesses ist eine Steuerung der Bildungsbeteiligung auf eine
definierte Zielgröße hin nicht zu leisten. Gerade darum erscheint er denen als unge¬
eignet, die meinen, die Bildungsbeteiligung bzw. die Aufwendungen für das Schulsy¬
stem seien von zentraler Bedeutung für die Aufrechterhaltung des gesellschaftlichen
Wohlstands (Ökonomen sprechen von »positiven externen Effekten«). Diese Mei¬
nung könnte aber auf einem Irrtum beruhen. Dazu zwei Beispiele:
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Vergleichbare Ausgabeniveaus für Pnmar- und Sekundarstufe (ASP, in Prozent
vom BSP) resultieren in unterschiedlichen Niveaus von Bruttosozialprodukt (BSP,
pro Kopf in Dollar) und PISA-Rangen (Naturwissenschaften)
Land BSP/1988 APS/1988 BSP/1998 ASP/1998 PISA/2000
Japan 15.023 2,5 32.350 3,6 02
Deutschland 16214 2,6 28 570 4,4 20
Australien 15.050 2,9 20.680 4,3 07
Finnland 14 244 4,6 24.280 5,8 03
Dänemark 15.015 4,6 33.040 6,8 22
Schweden 15018 4,6 23 750 6,6 10
Nun mag es jeweils viele Grunde geben, die erklaren, warum in dem einen oder ande¬
ren Land niedrige Ausgaben für das Schulwesen einen großen Zuwachs an Bruttoso¬
zialprodukt oder einen hohen PISA-Rang ergeben bzw umgekehrt, warum hohe Aus¬
gaben keinen großen Zuwachs an Bruttosozialprodukt oder keinen hohen PISA-Rang
nach sich ziehen, die Statistik beweist jedenfalls, dass die Ausgaben für das Schulwe¬
sen nicht unabhängig von anderen Faktoren den Wohlstand bestimmen
ls
Es ist schon
bedenkenswert, wenn in diesem Sample das Land mit den höchsten relativen Bil¬
dungsausgaben 1998 und dem höchsten Prokopf-Einkommen 1998
- Danemark -
den niedngsten PISA-Rang einnimmt, und das Land mit dem höchsten PISA-Rang
und dem zweithöchsten Prokopf-Einkommen 1998 - Japan die geringsten relativen
Bildungsausgaben 1998 verzeichnet
Ein zweites Beispiel In einer IMF-Simulation für Tansania und Sambia wird der
Schluss gezogen,19 dass eine Erhöhung des Bildungsetats um 15% eine Steigerung
des Bruttosozialproduktes zwischen 0,1 und 0,3 Prozentpunkte bewirken könnte
Allerdings werden zwei Voraussetzungen gemacht (1 ) Die Staatsausgaben dürften
insgesamt nicht steigen (2.) Für die zusätzlich Ausgebildeten mussten entsprechende
Arbeitsplätze zur Verfügung gestellt werden
Um ein halbwegs bedeutsames Wirtschaftswachstum anzuregen, mussten die Bil¬
dungsausgaben nach dieser Rechnung um rund 150% steigen Da das »Zur-Verfügung-
Stellen« von Arbeitsplätzen für die Qualifizierten politisch nur durch die Ausweitung
des Staatssektors zu erreichen wäre,20 müsste die Summe der Staatsausgaben insge¬
samt steigen Die erste Bedingung widerspricht also unmittelbar der zweiten Außer¬
dem wäre zu bezweifeln, dass das Bruttosozialprodukt steigen konnte, wenn die
zusätzlich Qualifizierten im öffentlichen Dienst beschäftigt wurden Demnach wurde
die pohtische Erfüllung von Bedingung zwei die Voraussetzung - namlich dass ein
Wachstum stattfindet - sabotieren Mehr Staatsausgaben bei gleichbleibender Wirt¬
schaftskraft führen jedoch zwangsläufig zu einem sinkenden Bruttosozialprodukt
Ich fasse zusammen- Bildungsbeteihgung ist ein Faktor des Ausgabeniveaus für
das Schulwesen und damit für die Belastung des Staatshaushalts, und daraus resul¬
tiert die Notwendigkeit, sie in einem Gleichgewicht zwischen den fiskalpohtischen
Möglichkeiten und den vermeintlichen wirtschaftlichen Erfordernissen zu halten Die
wirtschaftlichen Erfordernisse sind allerdings im Hinblick auf das Ausgabeniveau für
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das Schulwesen nicht so eng gefasst, wie es oftmals behauptet wird. Es könnte durch¬
aus sein, dass die Behauptung, eine bestimme Höhe der Bildungsbeteiligung bzw.
eine bestimmte Höhe des Ausgabeniveaus sei wirtschaftlich unabdingbar, bereits Teil
einer Strategie der Besitzstandswahrung ist, die von vornherein die Möglichkeit einer
marktlichen Organisation des Schulwesens abzuwehren bestrebt ist. In der Tat eignet
sich der Marktprozess nicht, eine bestimmte Bildungsbeteiligung oder ein bestimm¬
tes Ausgabeniveau zu erzielen. Dabei kann jedoch ein Sinken oder Steigen nicht vor¬
hergesagt und schon gar nicht gesteuert werden.
IV
Da die im vorherigen Abschnitt diskutierte Frage der Bildungsbeteihgung mehr oder
weniger tabuisiert ist, stützen sich die offen ausgesprochenen Hoffnungen auf eine
Entlastung des Staatshaushaltes im Wesentlichen darauf, dass Unternehmen im
Marktprozess effizienter im Sinne von kostengünstiger produzieren als Organisatio¬
nen der öffentlichen Hand.
Ein Unternehmen produziert aus zwei Gründen kostengünstig: Erstens, weil Kunden
davon überzeugt werden müssen, das angebotene Produkt zu erwerben. Die Kunden haben
die Freiheit, das angebotene Produkt nicht zu kaufen. Die Kunden könnten - zweitens -
das gleiche Produkt bei einem anderen, billigeren Anbieter kaufen. Dies ist selbst dann ein
Grund für kostengünstige Herstellung, wenn das Unternehmen zur Zeit Alleinanbieter für
dieses Produkt auf dem Markt ist.21 Denn wenn das Unternehmen sein Produkt zu einem
Preis anbietet, der unterboten werden könnte, würden sich für einen neu entstehenden
Konkurrenten hier gute Profitmöglichkeiten ergeben. Um die marktliche Bedingung der
konkurrierenden Anbieter für die Schule herzustellen, mussten sowohl die Schulpflicht
aufgehoben als auch das Berechtigungswesen beseitigt werden. Die Schulpflicht und das
Berechtigungswesen begründen eine Sonderstellung der Schule, die noch über Monopole
wie die frühere Post hinausgeht: Es ist nicht nur ein Anbieter des Produktes festgelegt, den
jeder nehmen muss, der das Produkt erwerben will, sondern die Abnahme des Produktes
ist darüber hinaus auch noch zumindest teilweise verpflichtend.
Der Effizienzdruck, der im Schulwesen eine marktliche Bedingung gleichsam ohne
Markt herstellen soll, sieht nun vor, dass Schulen fiskalpolitisch festgelegte Budgets
zugewiesen werden, die unterhalb ihres jetzigen Geldbedarfs liegen (»Kosten¬
deckel ung«). Mit diesen Budgets müssen Schulen dann wirtschaften oder haushalten.
Auf diese Weise wird eine Ressourcenverknappung hergestellt. Aber was ist gewonnen?
Zunächst wird eine nicht-marktliche Organisation alle politischen Mittel ausschöp¬
fen, um eine Erhöhung des zugewiesenen Budgets zu erreichen oder zu erpressen.22
In diesem Verteilungskampf geht es um Macht. Die Entscheidung liegt bei der
stimmberechtigten Mehrheit der Bevölkerung, oder besser gesagt: bei der administra¬
tiven Vertretung dieser stimmberechtigten Mehrheit.
Wenn es zunächst nicht gelingt, die zugewiesenen Budgets zu erhöhen, wird eine
nicht-marktliche Organisation ihre Leistungen einschränken. Eventueller Unmut der
Kunden wird mit Hinweis auf die verknappten Mittel abgewehrt. Man erwartet, dass
auf diese Weise die Kunden zu Verbündeten im Verteilungskampf werden. Das heißt,
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nicht die Kunden (Kinder, Jugendliche, Eltern) entscheiden, ob sie für weniger Geld
weniger Leistung haben oder ob sie nicht doch lieber mehr Geld ausgeben und dafür
das Mehr an Leistung erhalten wollen. Die Kunden hätten aufgrund der Monopolstel¬
lung der Schule keine Chance, auf einen anderen Anbieter auszuweichen. Darüber
hinaus haben sie wegen der Schulpflicht nicht einmal die Möglichkeit, auf die Inan¬
spruchnahme der Leistung ganz zu verzichten.23 Und da die Schule über die Steuern
finanziert wird, eröffnet sich auch nicht der Weg, der Schule die ökonomische Grund¬
lage zu entziehen. Vom Marktprozess her gesehen ergibt sich kein Anreiz zu effizien¬
terer Produktion des Angebotes »Schule«.
Selbst in der Struktur, dass Schulen pro Schüler eine gewisse festgesetzte Summe
(»Gutschein«) aus Steuermitteln erhalten und den Eltern die Wahl der Schule offen
steht, ergibt sich ein solcher Anreiz nicht. Die Struktur des Gutscheinsystems würde
zwar bis zu einem gewissen Grad die marktliche Bedingung für Schulen herstellen,
nicht jedoch unter dem Gesichtspunkt der kostengünstigen Produktion.
Die genannte Struktur existiert in Chile und zwar schon seit den 1980er Jahren,24
sodass von einer guten Erfahrungsgrundlage gesprochen werden kann. In Chile erhal¬
ten sowohl staatliche Schulen, die sich alle in Gemeindehand befinden, als auch Pri¬
vatschulen einen fixen Betrag pro eingeschriebenem Schüler (wenn der Haushalt, aus
dem der Schüler stammt, ein Einkommen unter einem gewissen Limit hat). Zwei aus¬
gesprochene Kritiker der Privatisierungstendenzen im Schulwesen im Allgemeinen
und des Gutscheinsystems im Besonderen, Patrick McEwan und Martin Carnoy,
haben in einer aufwändigen empirischen Studie festgestellt, dass die Gemeindeschu¬
len im Vergleich zu den Privatschulen nicht teurer seien. Sie schließen daraus, die
Erwartung, eine Privatisierung des Schulwesens führe zu einem günstigeren Angebot,
sei trügerisch. Aber dieses Erwartung trügt, weil es im chilenischen System keinen
Anreiz gibt, das Produkt »Unterricht«26 günstiger anzubieten, als der fixe Satz pro
Schüler beträgt. Die Nachfrager wählen das Angebot nicht unter Kostengesichtspunk¬
ten, da ein günstiger Einkauf ihre Ausgaben gar nicht berührt.
Wer demnach einen Anreiz zur günstigen Produktion von Unterricht schaffen
möchte, kann nur so verfahren, dass er den Nachfragern ihre für das Schulwesen an
den Staat über die Steuern abgeführten Mittel zurückerstattet und darüber hinaus
nicht zwingt, diese Mittel vollständig in den Unterricht ihrer Kinder zu investieren.
Ob man eine solche Maßnahme für vertretbar hält, ist eine andre Frage. Jedoch ist es
unsinnig, die Hoffnung auf marktliche Effizienz an eine Struktur zu knüpfen, in der
kein Anreiz zur günstigen Produktion besteht.
Allerdings müssen wir selbst diese Aussage noch differenzieren. Denn im Markt¬
prozess ist gar nicht sicher, dass Unterrichtsangebote entstehen, die günstiger sind als
unsere heutigen staatlichen Schulen. Wenn nämlich die Nachfrager in Wirklichkeit
durchschnittlich mehr für den Unterricht ihrer Kinder ausgeben wollen würden und
nur durch die Steuerfinanzierung daran gehindert werden, es zu tun, würde es vor¬
nehmlich teurere Angebote auf dem Bildungsmarkt geben. Die Existenz heutiger Pri¬
vatschulen, die über den Betrag hinaus, den sie vom Staat als Subvention erhalten,
Schulgeld verlangen, beweist, dass es eine Bereitschaft zu Mehrausgaben tatsächlich
gibt; gleiches gilt für den Einkauf von Leistungen zusätzlich zum Besuch einer
öffentlichen Schule wie etwa Nachhilfe.
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Schon bei der Einschränkung der Effizienzfrage auf die Entlastung des Staatshaushal¬
tes hat sich ergeben, dass es eine unsinnige Erwartung an marktliche Strukturen im
Schulwesen ist, genau definierte Ergebnisse zu erreichen. Die Bildungsbeteiligung
kann größer oder kleiner werden, das Ausgabeniveau kann steigen oder sinken, die
Kosten pro Schüler können höher oder niedriger ausfallen, als es heute der Fall ist.
Dies hängt damit zusammen, dass für den Marktprozess die Entscheidung des einzel¬
nen Handelnden grundlegend ist. Andererseits ist es nicht möglich, die Vorteile des
Marktes mit genauen Zielvorgaben zu kombinieren, denn durch die Zielvorgaben wer¬
den die Mechanismen, die den Marktprozess effektiv machen, außer Kraft gesetzt.
Diese Argumentation trifft in noch höherem Maße auf Ziele zu, die in einem
außerökonomischen Sinne die Effizienz der Schule bestimmen. So wird von konser¬
vativen Kreisen gern das Versagen der heutigen Schule bei der effizienten Vermitt¬
lung von Kulturtechniken kritisiert und gleichzeitig die Hoffnung an eine stärker
marktliche Steuerung der Schule geknüpft, dass dieses Versagen überwunden werde.
Aber gerade der konservative Nachdruck auf Leistung wirkt sich im pädagogischen
Alltag dergestalt aus, dass das Versagen nicht eine bedauerliche Ausnahme bleibt,
sondern vielmehr den Grad des Erfolges definiert: Ein Lehrer hat dann seines Amtes
gewaltet, wenn sich die Leistungen seiner Schüler in einer NormalVerteilungskurve
darstellen lassen. Es wird ja geradezu als Gütekriterium etwa des bayerischen Schul¬
wesens ausgegeben, dass dort weniger Schüler das Abitur »packen« als anderswo in
der Bundesrepublik. Der Lehrer, der rund 25% schlechte, 25% gute und 50% mittlere
Schüler produziert, hat nichts falsch gemacht, während einer, bei dem 100% das
Klassenziel erreichen, suspekt erscheinen würde.
Vom Marktprozess her müsste die Frage ganz anders gestellt werden: Für die und
nur für die, die ein bestimmtes Bildungsziel nachfragen, würden die Unterrichtsfir¬
men - gestützt durch eine »Null-Fehler-Strategie« - versuchen, eine I00%ige Errei¬
chung zu gewährleisten. Wer die Hoffnung formuliert, mit dem Marktprozess ließen
sich allgemeine Bildungsstandards effizient vermitteln, unterstellt demnach, dass alle
potenziellen Nachfrager die Erreichung dieser Standards anstreben. In Wirklichkeit
kann nur derjenige für eine marktliche Struktur des Schulwesens eintreten, der bereit
ist, über solche Zielsetzungen die einzelnen Handelnden selbst entscheiden zu lassen.
Demgegenüber wird in der gegenwärtigen Lage meist eine Doppelstrategie gefah¬
ren: Auf der einen Seite sollen marktliche Elemente die Schule effizienter im Sinne
von kostengünstiger machen, auf der anderen Seite werden striktere Ziele formuliert,
zum Beispiel über zentrale Prüfungen. Die Ziele werden administrativ vorgegeben,
der Weg dorthin soll marktlich freigegeben werden.
Ökonomisch betrachtet ist das eine durchaus denkbare Option. Wie etwa ein Auto¬
mobilhersteller seinen Lieferanten bloß bestimmte enge Zielvorgaben für ein Teil -
sagen wir: einen Motorblock - machen kann, während der Produktionsvorgang dann
den Lieferanten selbst überlassen bleibt, wäre es denkbar, dass der Staat in zentralen
Prüfungen die Bildungsziele festlegt und es privaten Anbietern überlässt, die Kinder
und Jugendlichen beispielsweise mit konkurrierenden pädagogischen Methoden zu
jenen Zielen zu fuhren. Die Eltern der Kinder oder die Jugendlichen selbst würden
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bestimmen, zu welchem Anbieter sie gehen, aber sie wären aufgrund der Schulpflicht
gezwungen, irgend einen Anbieter zu wählen. Sie werden voraussichtlich den
wählen, der dies am günstigsten tut, und sie werden den wählen, der sie am unproble¬
matischsten die Prüfung bestehen lässt. Solch ein Modell existiert etwa im Bereich
der Fahrschulen und des Führerscheins - bis auf die Tatsache, dass das Machen des
Führerscheins nicht Pflicht ist. Das marktliche Funktionieren dieses Modells setzt
voraus, dass die Mittel für den Schulbesuch individuell aufgebracht werden und nicht
auf ein bestimmtes Niveau fixiert sind.
Dieses Modell hieße allerdings, den Begriff der Effizienz aufs Technische einzu¬
grenzen. Auch wenn die zentralen Ziele völlig unsinnig wären, würde der Markt effi¬
zient zu diesen unsinnigen Zielen hinfuhren. Dies ist keine triviale Feststellung. Mit
einer marktlichen Struktur des Schulwesens wird zum Beispiel auch die Hoffnung
auf eine bessere Abstimmung zwischen Schule und Arbeitsmarkt verbunden. Im Vor¬
wort zu dem politischen Sammelband »Nach dem PISA-Schock« schreiben die Her¬
ausgeber Bernd Fahrholz (VorstandsVorsitzender der Dresdner Bank), Sigmar Gabriel
(SPD) und Peter Müller (CDU): »Zur Verbesserung unseres Bildungssystems darf
Marktorientierung nicht länger ein Tabu sein. [...] Die stärkere Vernetzung von Wirt¬
schaft und Bildungseinrichtungen - Betrieben, Arbeitsmarkt, Schulen und Universitä¬
ten - steckt das Institutionen Feld der Reform ab.«27
Diese Aussage hat verdeckt, aber notwendig zur Voraussetzung, dass die Autoren
von einer schlechten Abstimmung zwischen bestehender Schule und Arbeitsmarkt aus¬
gehen. Sie erwarten eine Lösung von der »Marktorientierung«. Damit diese Erwartung
vernünftig sein kann, muss sich die marktliche Reform der Schule jedoch auch auf die
Zieldefinition erstrecken und darf nicht in der oben beschriebenen Weise auf die Ziel¬
erreichung beschränkt bleiben. Aber wenn die Zieldefinition sich im Marktprozess
selbst ergeben soll, ist es unmöglich, vorgegebene Zielgrößen zu verwirklichen. Eine
klassisch planwirtschaftliche Aussage von Guido Westerwelle (FDP) in dem gleichen
Band sagt dagegen: »[Ejine Informationsgesellschaft braucht nicht nur Akademiker.«
Hier wird verborgen die leistungsunabhängige Selektionsfunktion der Schule ange¬
mahnt: Angenommen, alle Schüler eines Jahrgangs würden ein gedachtes objektives
Leistungskriterium erfüllen, müsste die Schule das Kriterium zur Vergabe der Studie¬
nerlaubnis heraufsetzen, damit nicht mehr Abiturienten entstehen, als die »Informati¬
onsgesellschaft« angeblich »braucht«. In Wirklichkeit geht es allerdings wohl eher
darum, nicht mehr Studienanfänger zu haben, als haushaltspolitisch zu verkraften ist.
Marktlich gesehen lässt sich dazu nur sagen: Falls die Nachfrager selbst dann »Akade¬
miker«28 zu werden wünschen, wenn dies nicht mehr höchste Einkommen garantiert,
weil die entsprechenden Berufe bereits überfüllt sind, dann kann ihnen nicht verwehrt
werden, entsprechende Unterrichtsprodukte zu erwerben.
Um als nicht unsinnig gelten zu dürfen, müsste die Erwartung an die marktliche Struk¬
tur der Schule anders formuliert werden: Die Nachfrager - seien es die Kinder und
Jugendlichen selbst oder die Eltern an ihrer statt - werden nie eine Wahl treffen, die ihnen
nachteilig zu sein scheint. Dabei ist die Möglichkeit, dass sich die Nachfrager täuschen,
allerdings durchaus mit zu berücksichtigen und unverzichtbarer Teil des Marktprozesses.29
Eine marktliche Strukturreform der Schule würde einen völligen Paradigmawechsel von
der Vorgabenorientierung hin zur Akzeptanz subjektiver Entscheidungen einschließen.
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VI
Den positiven, teilweise illusorischen Erwartungen an eine marktliche Strukturreform
des Schulwesens stehen massive Bedenken besonders von großen Teilen der traditio¬
nellen Erziehungswissenschaft gegenüber. Vielen dieser Bedenken haben Frank-Olaf
Radtke und Manfred Weiß in einem Sammelband Ausdruck verliehen.30 Wenn auch
sowohl die theoretischen Erwägungen als auch das diskutierte empirische Material
zum Teil daran kranken, dass zwischen marktwirtschaftlicher Rhetorik und tatsäch¬
lich realisierter marktlicher Bedingung im Schulwesen nicht hinreichend unterschie¬
den wird, so gibt es doch Einwände, die den marktlichen Ansatz wesentlich betreffen.
»Ganz sicher«, schreibt Radtke,31 könne die marktliche Steuerung der Schule »Chan¬
cengleichheit und soziale Kohäsion« nicht gewährleisten und verweist auf die »bei¬
nahe jahrhundertalten Erfahrungen der USA mit der Segregation durch Schulwahl¬
möglichkeiten«.
Dieser Satz lässt es indirekt so erscheinen, als würden »Chancengleichheit und
soziale Kohäsion« durch das gegenwärtige staatliche Schulwesen gewährleistet, was
jedoch kaum jemand in einer solchen positiven Formulierung behaupten würde. Es
kann demnach nur um die relative Aussage gehen, die marktliche Strukturreform der
Schule führe zu stärkerer rassischer und sozialer Segregation aufgrund von freier
Schulwahl und rufe größere Chancenungleichheit durch eine ungleiche Finanzkraft
der Eltern hervor.
Zunächst zur Segregationsfrage: Der empirische Befund von Sally Tomlinson zur
Segregationstendenz unter der Bedingung von Wahlfreiheit lautet etwa: »In Großbri¬
tannien fühlen sich weiße Eltern durch die freie Schulwahl dazu legitimiert, Schulen
mit einem hohen Anteil an Minderheitenschülern zu meiden.«32 Nun haben wir in der
Tat festgestellt, dass bestimmte Ziele mit der marktlichen Bedingung unvereinbar
sind, alle jene nämlich, die den subjektiven Entscheidungen der Nachfrager zuwider¬
laufen. Ein Ziel wie »Die Schulen sollen soziale Integration erreichen« ist strukturell
gleich mit demjenigen »Die Schulen sollen nur so viele Akademiker hervorbringen,
wie das Beschäftigungssystem benötigt«. Beide Ziele sind mit dem Marktprozess
nicht zu vereinbaren. Allerdings würde dies auch für die jeweiligen Umkehrungen der
beiden genannten Ziele gelten: »Die Schule soll eine ethnische Segregation aufrech¬
terhalten« und »Die Schule soll mehr Akademiker hervorbringen, als vom Arbeits¬
markt aufgenommen werden können«.
Die Umkehrung der jeweiligen Forderung macht deutlich, dass sich der Marktpro¬
zess nicht inhaltlich bestimmen lässt. Dies gilt analog etwa auch für das mit dem
Marktprozess konkurrierende Modell der Demokratie: Es ist nicht der inhaltliche
Ausgang einer Entscheidung, der darüber befindet, ob eine Entscheidung als demo¬
kratisch oder als undemokratisch zu gelten hat, sondern die Einhaltung des formalen
Prozesses. Ebenso definiert sich Gerechtigkeit unter dem Gesichtspunkt des Marktes
nicht nach einem inhaltlich festgelegten Ziel, sondern nach dem Prozess, durch den
das Ziel zustande kommt.
Da die öffentlichen Schulen, wie wir gesehen haben, immer einen Kompromiss
zwischen den unterschiedlichen Ansprüchen aller in der öffentlichen Meinung reprä¬
sentierten Steuerzahler darstellt und dabei mitunter großen Widersprüchlichkeiten
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ausgesetzt ist, wäre vom Marktprozess demgegenüber zu erwarten, dass kompromiss¬
losere Schulen entstehen. Bezogen auf die Segregationsfrage hieße das: Es würden
deutlich segregierte als auch klar nicht-segregierte Schulen entstehen. Die Segregati¬
on kann dabei sowohl von der Mehrheitsethnie als auch von der Minderheitsethnie
ausgehen. Schließlich ist es eine häufig anzutreffende Strategie von Minderheiten,
eigene kulturelle Institutionen aufzubauen, um ihre ethnische, religiöse und kulturelle
Identität auszudrücken - Schulen gehören zu diesen Institutionen überall dort nicht,
wo sie zwingend öffentlich sind.
Die Erfahrung mit einem Gutschein-Programm in Milwaukee erfüllt die genannte
Erwartung: »Die Schülerschaft in den teilnehmenden [Gutschein-]Schulen reicht von
Schulen, die nur von einer Rasse besucht werden über integrierte Schulen bis hin zu
Schulen, die das Wahlprogramm benutzt haben, ihre fast ausschließlich weiße
Schülerschaft zu diversifizieren.«33
Einem marktlich strukturierten Schulwesen fehlen nicht prinzipiell Mittel zur Inte¬
gration. Der Marktprozess lässt alle freiwilligen Mittel der Integration - das Angebot
integrierten Unterrichts, Werbung dafür, Aufklärungsaktionen - zu; demzufolge kön¬
nen weitergehende Mittel, worin sie auch bestehen mögen, ausschließlich solche sein,
die Zwangselemente enthalten. Wer würde von einer solchen Zwangsintegration pro¬
fitieren? Wohl kaum die Benachteiligten. Durch die Zwangsintegration werden sie
nämlich denjenigen ausgeliefert, von denen sie benachteiligt werden. Gegen das klas¬
sische Integrationsprogramm der 1960er Jahre beispielsweise, bei dem weiße und
schwarze Kinder zwangsweise mit Bussen in entfernt gelegene Schulbezirke der
jeweils anderen Rasse gebracht wurden (»bussing«), begehrten in den USA nicht nur
weiße, sondern auch schwarze Eltern auf.
In anderen Kontexten wird dem Marktprozess übrigens die der Segregation entge¬
gengesetzte Wirkung kritisch vorgehalten: Er würde wünschenswerte Unterschiede -
etwa kulturelle oder regionale Differenzen - überformen. Alte und neue Globalisie¬
rungsgegner kritisieren die ungeheure Integrationskraft des Marktprozesses, wie es
etwa im Slogan vom Coca-Cola-Imperialismus zum Ausdruck kommt. Positiv gewen¬
det ist der Markt eine Form der Vergesellschaftung, die wie keine andere Diskrimi¬
nierung überwinden hilft. Ein Beispiel aus der deutschen Schulgeschichte. Ein Direk¬
tor eines Gymnasiums sagte 1890 nach Einführung der Schulgeldfreiheit rück¬
blickend: »Ich habe es in den letzen Jahren« - gemeint ist: nach Einführung der staat¬
lichen Finanzierung der Schule - »erreicht, dass die Schülerkategorien, die in das
Gymnasium eingetreten sind, sich wesentlich verändert haben. Früher« - gemeint ist:
vor Einführung der staatlichen Finanzierung der Schule - »nahm ich bei der Anmel¬
dung alles, was kam, zur Prüfung an. Da ich an einer städtischen Anstalt wirkte und
das Kuratorium sagte: Wir müssen Schüler haben, das Schulgeld muss herausge¬
bracht werden, so blieb mir nicht viel anderes übrig.«34
Ökonomisch ausgedrückt würde es auch im Schulwesen unter der marktlichen
Bedingung einen Preis für Diskriminierung geben:35 Schulen, die ihre Schüler- und
Lehrerschaft aus nur einer Rasse oder Schicht rekrutieren, müssen potenziell zah¬
lungswillige Kunden aus anderen Rassen abweisen und gute preiswertere Arbeits¬
kräfte anderer rassischer oder sozialer Herkunft ablehnen. Weniger Kunden und
teuere Arbeitskräfte bedeuten, dass die Grenzkosten steigen. Der Profit des Unter-
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nehmens sinkt, und die Eltern, die ihre Kinder auf eine rassisch getrennte Schule
schicken, müssen dafür einen höheren Preis entrichten, ohne einen anderen Vorteil
als den der Reinheit zu erhalten. Es mag Eltern geben, die den Preis für die Diskri¬
minierung zahlen, und Unterrichtsfirmen, die den geringeren Profit hinnehmen,
aber es wird, wie Erfahrungen in anderen Marktsegmenten zeigen, wohl kaum die
Mehrheit sein.
Die freie Schulwahl führt in der gegebenen Struktur der staatlichen Finanzierung
zur rassischen oder sozialen Segregation, weil durch die staatliche Finanzierung der
Schulen der Preis auf Diskriminierung gesenkt wird. Es kann einen indirekten Preis
(»opportunity costs«) durch eventuelle längere Schulwege geben, aber direkte Kosten
bestehen nicht für die Nachfrager wären das ein höheres Schulgeld, für die Anbieter
höhere Aufwendungen für Personal.
Die negative Erwartung, ein marktlich strukturiertes Schulwesen würde die
Segregation verschärfen, lässt sich nicht in dem Sinne entkräften, dass Integration
als verbindliches Ziel aufrecht erhalten werden könnte. Allerdings sind die Erfah¬
rungen mit der »freien Schulwahl« kein Beweis für die mangelnde Integrationskraft
des Marktprozesses, da die segregierende Wirkung der freien Schulwahl auf einen
nicht-marktlichen Aspekt des Schulwesens zurückgeht, nämlich der staatlichen
Finanzierung.
VII
Die negative Erwartung, ein marktlich strukturiertes Schulwesen werde die Chancen¬
gleichheit zerrütten, gehört zweifellos zu den schärfsten Vorbehalten. Dabei wird
allerdings von der Problematik des Begriffs »Chancengleichheit« abgesehen. Denn
wer kann sich vorstellen, dass es im bestehenden staatlichen Schulsystem pädago¬
gisch gelingen könnte, frei nach Comenius »allen alles« beizubringen und jeden zum
gleichen Schulabschluss zu verhelfen? Wer wollte davon ausgehen, dass ein solches
Unterfangen, 100% einer Schülergeneration zum Abitur zu führen, aus den öffentli¬
chen Haushalten finanziert werden könnte? Und wer dürfte erwarten, dass die auf
eine solche (fiktive) Weise zu einem einheitlichen Abschluss geführten Schüler später
auch die gleichen Chancen auf begehrte und gut bezahlte Arbeitsplätze erhalten?
Diese Fragen gehören nicht zu dem Thema, welche Folgen eine marktliche Struktur¬
reform des Schulwesens haben würde, zeigen aber, dass »Chancengleichheit« kein
ideologiefreies Kriterium zur Beurteilung der bestehenden Schulstruktur darstellt.
Anstelle des problematischen Begriffs des »Chancengleichheit« beschränke ich
mich auf die Auswirkungen der marktlichen Strukturreform des Schulwesens auf den
allgemeinen und ungehinderten Zugang zu den Bildungsinstitutiorten. Dass die
marktliche Bedingung einen solchen allgemeinen und ungehinderten Zugang nicht
bieten kann, ist weniger Erwartung als Notwendigkeit, da »den Schulen die Möglich¬
keit der Ablehnung von Schülern eingeräumt«36 wird. Allerdings ist hier an den vor¬
herigen Abschnitt anzuknüpfen. Im Marktprozess muss sich ein Unterrichtsbetrieb
die Ablehnung eines Schülers sehr gut überlegen. Ein interessanter Fall ist etwa
Indonesien: Dort hat sich ein effizientes Privatschulwesen in der Sekundarstufe für
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diejenigen Schüler herausgebildet, die von den prestigereichen, mit engen Aufnahme¬
kriterien operierenden öffentlichen Schulen abgelehnt werden. Die Effizienz wird
daran bemessen, dass Abgänger der öffentlichen Schulen auf dem Arbeitsmarkt zwar
höhere Einstiegsgehälter bekommen, die Abgänger der privaten Schulen aber später
dieses Manko wettmachen und sich besser bewähren, sodass ihr Bildungsnutzen ins¬
gesamt größer ist.37 Eine ähnliche Entwicklung zeichnet sich in Vietnam ab.
Es fällt nur leicht, Schüler abzulehnen, wenn die Finanzierung der Schule unab¬
hängig von der Schülerzahl erfolgt. Vom Standpunkt der sozialen Gerechtigkeit aus
gesehen ist es dann allerdings in der Tat schwer einzusehen, warum eine staatlich
finanzierte Schule das Recht haben sollte, einen Schüler abzulehnen, dessen Eltern
mit ihren Steuern die Schule bereits bezahlt haben.
Ein zweiter Aspekt der erwarteten Ungleichbehandlung von Schülern verschiede¬
ner Sozialschichten ist mit dem Marktprozess jedoch unmittelbar verknüpft: Wenn
die Schulen nicht staatlich finanziert werden, hängt die Möglichkeit der Inan¬
spruchnahme an der Zahlungskräftigkeit des Nachfragers. Jeder hat formal das
Recht, ein Auto der Marke Jaguar zu kaufen, aber nicht jeder hat die finanziellen
Mittel dafür.
Die Steuerzahler insgesamt bezahlen das staatliche Schulwesen. Wenn es nicht
staatlich finanziert würde, mussten die Steuerzahler den für das Schulwesen vorgese¬
henen Steueranteil zurück erhalten (es sei denn, der Staat benutzt diese Maßnahme,
um seine Steuereinnahmen in Relation zu den Ausgaben zu erhöhen). Es geht also
nicht darum, ob die Gesamtheit der Bevölkerung in der Lage ist, Bildungsinvestitio¬
nen zu tätigen. Sie ist dazu in der Lage, weil sie es, wenn auch indirekt, bereits tut.
Vielmehr geht es um eine von den Verteidigern des staatlichen Schulwesens unter¬
stellte Umverteilung: Die Reichen bezahlen - dieser Ansicht zufolge - mehr für die
Schulen, als sie in Anspruch nehmen, während die Armen weniger bezahlen, als sie
in Anspruch nehmen. Diese Ansicht ist sowohl ökonomisch gesehen als auch soziolo¬
gisch gesehen fraglich.
Um an dieser Stelle nicht auf die von der Pädagogik gänzlich unabhängigen
Gebiete der Regressivität der Steuern und die Produktion von Armut kommen zu
müssen, möchte ich am Schluss ein Modell vorstellen, welches eine marktliche Orga¬
nisation des Schulwesens ohne die negative Folge erlaubt, dass die Möglichkeit der
Inanspruchnahme von Unterricht an die Zahlungskräftigkeit der Haushalte gebunden
wird: Jeder Haushalt mit Kindern im schulpflichtigen bzw. -fähigen Alter erhält
zukünftig die Summe an Steuern zurück, die der Staat für die Beschulung von dessen
Kindern jetzt ausgibt. Diese Summe kann bei Haushalten unter einem bestimmten
Einkommensniveau deren Steueraufkommen überschreiten. In diesem Falle würden
die entsprechenden Haushalte keine Steuern zahlen, sondern vom Finanzamt Geld
ausbezahlt bekommen. Dieses von Milton Friedman erdachte Verfahren ist in der
Ökonomie als »negative Einkommenssteuer« bekannt.
Damit die Marktbedingung hergestellt wird, dürften die Haushalte jedoch nicht
gezwungen werden, das zurückerstattete oder ausbezahlte Geld tatsächlich für das
Produkt Unterricht auszugeben. Verfechter der Chancengleichheit werden damit nicht
zufrieden sein. Denn es ist wahrscheinlich, dass so genannte »bildungsferne« Haus¬
halte das zurückerstattete oder ausbezahlte Geld nicht für den Einkauf von Unter-
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rieht, sondern von Konsumgütern ausgeben. Weil der Beitrag der Schule zum
Lebenseinkommen strittig ist,39 bliebe abzuwarten, inwieweit sich ein solches Verhal¬
ten tatsächlich in schlechtere Chancen der Kinder auf Lebenseinkommen umsetzt.
Wie dem auch sei: Eine Chancengleichheit dergestalt, dass sie den Kindern oder
ihren Eltern aufgezwungen wird,40 ist mit einer marktlichen Struktur des Schulwe¬
sens nicht zu leisten.
VIII
Befürworter wie Gegner einer marktlichen Strukturreform des Schulwesens formulie¬
ren in der gegenwärtigen Diskussion Annahmen, die mit der Marktbedingung und vor
allem mit dem Marktprozess nicht zu vereinbaren sind. Die wesentlichen Problem¬
punkte sind (1.) die Aufstellung von materialen Zielen, die durch die marktliche
Struktur der Schule erreicht werden sollen und (2.) die Rückführung von Wirkungen
in nur teilweise der Marktbedingung unterliegenden Schul strukturen auf den Markt¬
prozess.
Mit der Feststellung dieser beiden Probleme ist die Diskussion über die Abschät¬
zung von Folgen marktlicher Strukturreformen des Schulwesens nicht abgeschlossen.
Vielmehr kann sie mit ihr erst beginnen, wenn ich auch meine eigene Sympathie für
den Marktprozess nicht verhehlt habe: Zwischen der Konzeption der Staatsschule
und der des Bildungsmarkts bestehen tiefgreifende Unterschiede. Mit dem »Steue¬
rungsmittel« des Markts können die Ziele der Staatsschule nicht effizienter verwirk¬
licht werden. Es muss in der Diskussion um die Konzeptionen selbst gehen. Man
kann sich nur zwischen ihnen entscheiden. Es ist müßig zu denken, der Marktprozess
steile überhaupt ein willfähriges »Steuerungsmittel« dar. Vielmehr ist er das Konzept
der freiwilligen Vergesellschaftung. Wer dieses Konzept wählt, muss mit der prinzipi¬
ellen Offenheit der Ergebnisse des Marktprozesses leben. Wer es verwirft, muss die
jeweils befürworteten Zwangsmaßnahmen vernünftig begründen. Es gibt keinen drit¬
ten Weg.
Die Behauptung, durch »betriebswirtschaftliche Methoden« ließe sich die beste¬
hende Schule mit den vorgegebenen bildungspolitischen Zielen verbessern, ist dem¬
gegenüber Ideologie. Die Aufgaben dieser Ideologie sind es, einerseits diverse Ziele
wie Haushaltskürzungen, Festigung des dreigliedrigen Schulwesens, Lenkung von
Schülerströmen, zentrale Prüfungen, Verkürzung der Schulzeit usw. als objektive
Notwendigkeiten auszugeben, und andererseits die in ihrer Geduld arg strapazierten
Steuerzahler zu beruhigen, es werde ja alles getan, um die Schule effizienter zu
machen. Aber der Markt ist nicht die Zauberformel, mit der bessere Bildung in kürze¬
rer Zeit für weniger Geld zu haben ist, sofem man für bessere Bildung "eine materiale
Definition zugrundelegt. Vielmehr ist der Marktprozess sowohl gegen das Ziel »bes¬
sere Bildung« als auch dasjenige »kürzere Zeit« und »weniger Geld« indifferent.
Man müsste das Angebot des Knowledge-Burgers (kurz und billig) neben demjeni¬
gen vom Humboldt-Gymnasium (lang und teuer) hinnehmen. Es verhält sich hierbei
wie mit der Pressefreiheit: Sie garantiert kein Angebot kulturell hochstehender
Druckerzeugnisse, ist aber dessen Möglichkeitsbedingung.
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Der Marktprozess ist dagegen nicht indifferent gegen eine pädagogische Praxis,
die eine bloße Normalverteilung bei der Erreichung der versprochenen Ziele schon
für erfolgreich halt Ein McComenius Bildungs-Dnve-In, in welchem versprochen
wird, allen alles in kurzer Zeit beizubnngen, müsste, um auf dem Markt bestehen zu
können, dieses Versprechen auch einlösen
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